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REGIERUNGSPRÄSIDIUM FREIBURG 

ABTEILUNG WIRTSCHAFT, RAUMORDNUNG, BAU-, DENKMAL- UND GESUNDHEITSWESEN 

Regierungspräsidium Freiburg, Abteilung 2 · 79083 Freiburg i. Br. 

 
Verwaltungsgericht Freiburg 
Habsburgerstr. 103 
79104 Freiburg 

Freiburg i. Br. 21.09.2023 

Name Simone Etter 

Durchwahl 0761 208-1009 

Aktenzeichen 24-0513.2-120   

(Bitte bei Antwort angeben) 

 

 

 Ihr Zeichen: 7 K 1169/23 

 

In der Verwaltungsrechtssache 

Verkehrsclub Deutschland Regionalverband Südbaden e.V. 

gegen Land Baden-Württemberg 

wegen Planfeststellungsbeschluss für Ausbau K 5138 (1. Bauabschnitt) 

 

 

Stellungnahme zur Klagebegründung vom 03.07.2023 

 

 

In der o.g. Verwaltungsrechtssache beantragen wir, 

 

die Klage kostenpflichtig abzuweisen 

 

und nehmen wie folgt Stellung: 

 

I. Erforderlichkeit der vorhabenbedingten Eingriffe 

Die Erforderlichkeit der Sanierung der K 5138 in dem beantragten und 

planfestgestellten Umfang ergibt sich aus den Planzielen der Erhöhung der 

Verkehrssicherheit und der Minimierung von Umweltbeeinträchtigungen durch 

Schadstoffeinträge sowie der Stärkung des ländlichen Raums und insbesondere 

der ländlich geprägten Gemeinde Freiamt. 
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Der Kläger zieht in diesem Zusammenhang in Zweifel, dass im Bereich des hier 

gegenständlichen Straßenabschnitts der K 5138 Sicherheitsprobleme bestehen, 

die eine Erhöhung der Verkehrssicherheit notwendig machen und die Sanierung 

in dem planfestgestellten Maß rechtfertigen. 

Es ist unstreitig, dass es sich bei dem Streckenabschnitt nicht um eine 

Unfallhäufungsstelle handelt. Dennoch bestehen erhebliche verkehrsfachliche 

Sicherheitsbedenken, die sich aus der geringen bestehenden Fahrbahnbreite, 

den teilweise fehlenden oder abbrechenden Banketten und dem schlechten 

Erhaltungszustand der Fahrbahn ergeben. Vom hohen Risikopotenzial hat sich 

die Verfahrensführung des Regierungspräsidiums bei einem Ortstermin am 

28.07.2021 auch persönlich durch eigenen Augenschein überzeugt. 

Es kommt insoweit nicht alleine darauf an, wie oft sich das Sicherheitsrisiko 

bereits in konkreten Schadensereignissen niedergeschlagen hat. Dem Landkreis 

als Baulastträger der K 5138 steht es vielmehr frei, das bestehende Risiko 

präventiv zu reduzieren. 

Zur Veranschaulichung des derzeitigen Fahrbahnzustandes und des daraus 

resultierenden Sanierungs- und Ausbaubedarfs wird dringend angeregt, einen 

Ortstermin 

anzusetzen. 

Ergänzend wird zur Veranschaulichung eine aktuelle Fotodokumentation aus dem 

September 2023 als 

Anlage B1 

beigefügt. Diese enthält unter I. und II. Bilder zum derzeitigen Zustand der K 5138 

und veranschaulicht die unzureichende Fahrbahnbreite. 

 

Es ist zudem darauf hinzuweisen, dass die Fahrbahn selbst bei der geplanten 

Verbreiterung auf 5,5 m noch unterhalb der vorgesehenen Richtwerte der RAL für 

Fahrbahnbreite und Trassierung bleibt und damit maßvoll agiert. Die Richtwerte 

der RAL geben Anhaltspunkte, welche Breite und Kurvenradien nach heutigen 

Gegebenheiten und Wissenstand zur Gewährleistung der Verkehrssicherheit 

erforderlich sind. Dass der dort vorgesehene Querschnitt von 6 m im hier 

gegenständlichen Sanierungsvorhaben unterschritten wird, ist das Ergebnis einer 

nachvollziehbaren Abwägung des Straßenbaulastträgers zwischen dem Bedürfnis 

nach einer Verbesserung der Verkehrssicherheit und der bestmöglichen 

Reduzierung der Umwelteingriffe und -beeinträchtigungen. 
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Der Kläger verweist diesbezüglich darauf, dass die mittlere Unfallkostenrate laut 

BASt bei der hier gewählten Fahrbahnbreite von 5,5 m erhöht sei und daher keine 

Verbesserung der Verkehrssicherheit eintrete. Dies verkennt jedoch, dass die 

aktuell vorhandene Fahrbahnbreite der K 5138 von 4,5 m in den Untersuchungen 

der BASt keinerlei Berücksichtigung findet. Es wird offenkundig davon 

ausgegangen, dass diese Breite den Anforderungen an eine Landstraße in keiner 

Weise genügt und daher keine Einbeziehung in die Untersuchung möglich und 

notwendig war. Schon hieraus lässt sich schließen, dass eine Verbreiterung des 

Querschnitts aus Sicherheitsgesichtspunkten dringend erforderlich ist. 

Gleichzeitig zeigt die BASt unstreitig, dass die Unfallwahrscheinlichkeit mit 

zunehmendem Querschnitt stetig abnimmt (vgl. Tab. 22, S. 37 der Anlage K 3 der 

Klage). Im Übrigen trägt die Fahrbahnverbreiterung zu einer Optimierung der 

Sichtverhältnisse bei und führt auch dadurch zu einer Erhöhung der 

Verkehrssicherheit. In der Gesamtschau streiten die Argumente des Klägers 

daher eher für eine noch weitergehende Verbreiterung der K 5138 auf 6 m, sofern 

nur der Aspekt der Verkehrssicherheit in den Blick genommen wird. 

 

Der Straßenbaulastträger hat jedoch im Rahmen seiner Aufgabenwahrnehmung 

nach § 9 Abs. 1 S. 2 StrG auch Umweltschutzbelange berücksichtigt und sich 

daher für eine maßvolle Verbreiterung entschieden, die an die empfohlenen 

Regelquerschnitte der RAL lediglich angenähert ist. Diese Abwägung ist aus 

Sicht der Planfeststellungsbehörde nicht zu beanstanden und wird mitgetragen. 

Dies insbesondere vor dem Hintergrund, dass es sich bei dem Vorhaben nicht um 

einen Neubau, sondern um einen Ausbau handelt, der sich an den vorhandenen 

Gegebenheiten orientiert. 

 

Hinzu kommt, dass mit der Planung nicht allein die Verbesserung der 

Verkehrssicherheit angestrebt wird. Vielmehr ist das Vorhaben auch unter dem 

Gesichtspunkt der Reduzierung vom Umweltbeeinträchtigungen durch 

Reifenabrieb und andere Schadstoffeinträge erforderlich. Hierzu dient 

insbesondere die erstmalige Anlage von Banketten sowie die Reduzierung von 

Abrissen und Flickstellen an den Fahrbahnrändern. Durch die Verbreiterung der 

Fahrbahn werden deren Ränder nicht mehr in der gegenwärtigen Häufigkeit 

überfahren, da Gegenverkehr unproblematischer möglich ist. Dadurch wird auch 

das Abreißen der Fahrbahnkanten eingedämmt und daraus resultierende 

Schadstoffeinträge verhindert. 

4 von 47



- 4 - 

 

Weiteres Vorhabenziel ist die Stärkung der ländlich geprägten Gemeinde Freiamt, 

die als Wohnort auf eine leistungsfähige Verkehrsverbindung angewiesen ist. 

 

Soweit der Kläger behauptet, dass die registrierten Unfälle nicht in 

Zusammenhang mit der Straßenbreite stünden, weil sie nur auf Fahrfehler oder 

Kollisionen mit Wild zurückzuführen seien, greift diese Argumentation zu kurz. Bei 

einer so geringen Straßenbreite von 4,5 m im Zweirichtungsverkehr verbleibt 

wenig Spielraum, um kleinere Fahrfehler zu korrigieren oder Hindernissen 

auszuweichen. Dies wird hier insbesondere durch die unmittelbar angrenzenden 

Böschungen verstärkt. Das Gefahrenpotenzial sonstiger Störfaktoren wird folglich 

durch fehlende Ausweichmöglichkeiten aufgrund der schmalen Fahrbahnbreite 

erhöht. 

 

Der Kläger stellt in seiner Klagebegründung im Hinblick auf die Planrechtfertigung 

zudem ausführlich dar, dass sich bei Realisierung des ersten Bauabschnitts nur 

ein marginaler Zeitgewinn ergeben würde. Es sei hierzu darauf hingewiesen, 

dass der Planfeststellungsbeschluss an keiner Stelle von einem entscheidenden 

Zeitgewinn ausgeht. Insbesondere wird hierauf die Erforderlichkeit und 

Verhältnismäßigkeit des Vorhabens nicht gestützt. Eine Bestimmung des 

tatsächlichen Zeitgewinns durch den Ausbau ist daher obsolet. 

 

Alle Planziele gemeinsam – die Erhöhung der Verkehrssicherheit, die 

Reduzierung von Umweltbeeinträchtigungen und die Stärkung der ländlich 

geprägten Gemeinde Freiamt – können die unstreitig durch das Vorhaben 

entstehenden Eingriffe rechtfertigen. Die ausführlichen Erwägungen der 

Planfeststellungsbehörde hierzu finden sich unter den Gliederungspunkten 3 und 

9 des Planfeststellungsbeschlusses vom 14.03.2023. 

 

 

II. Zulässige Einteilung in Bauabschnitte 

Zur Zulässigkeit der Abschnittsbildung und der Erreichung der Planungsziele im 

ersten Bauabschnitt hat die Planfeststellungsbehörde in ihrem Beschluss vom 

14.03.2023 ausführliche Erwägungen angestellt, auf die zur Vermeidung von 

Wiederholungen verwiesen wird (vgl. dort Gliederungspunkt 3.2). 

Zusammengefasst ist dort dargestellt, dass schon mit der Realisierung des ersten 
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Bauabschnitts eine nennenswerte Verbesserung der Verkehrssicherheit in 

diesem Abschnitt erreicht werden kann. Aufgrund der Waldrandlage und der 

besonderen Kurvigkeit sind die Sichtverhältnisse in Bezug auf 

entgegenkommenden Begegnungsverkehr im planfestgestellten ersten 

Bauabschnitt besonders schlecht. Die Sanierung dieses Abschnitts lässt sich 

daher schon aus sich heraus rechtfertigen. 

Die Schaffung neuer Gefahrenpotenziale erst durch die vorübergehend 

unterschiedlichen Ausbaustandards in den beiden Bauabschnitten ist entgegen 

der klägerischen Auffassung nicht zu befürchten. Die festgestellte Planung sieht 

insoweit in einem Übergangsbereich eine Verschwenkung auf den Bestand vor. 

Es erfolgt gerade kein abrupter Wechsel in Trassenführung und Ausbaustandard. 

Die Unteren Straßenverkehrsbehörden haben in ihren fachlichen Stellungnahmen 

zum isolierten ersten Bauabschnitt ebenfalls keine Sicherheitsbedenken geltend 

gemacht, sondern die Ausbauabsichten aus Gründen der Sicherheit und 

Leichtigkeit des Verkehrs bzw. im Hinblick auf den aktuellen Zustand ausdrücklich 

begrüßt. Von Seiten des Polizeipräsidiums Freiburg wurde ebenso mitgeteilt, 

dass keine Bedenken bestünden. 

Dem zur Folge wird auch kein faktischer Zwangspunkt geschaffen, der zu einer 

Realisierung des zweiten Bauabschnitts zwingen würde. Die Prüfung in einem 

potentiellen weiteren Planfeststellungsverfahren kann insoweit ergebnisoffen und 

unabhängig nur für den zweiten Bauabschnitt erfolgen. 

Der Realisierung des zweiten Bauabschnitts stehen nach derzeitigem Sachstand 

zudem keine unüberwindbaren Hindernisse entgegen. Zwischen den 

Fachbehörden hat diesbezüglich bereits ein Austausch insbesondere zu Themen 

des Denkmalschutzes und des Wasserschutzes stattgefunden. Da der hier 

gegenständliche erste Planungsabschnitt aber bereits aus sich heraus 

gerechtfertigt werden kann und den zweiten Abschnitt nicht determiniert, sind 

diese Konfliktpunkte erst im Zuge eines potentiellen zweiten 

Planfeststellungsverfahrens ausführlicher zu prüfen. 

Zuletzt sei auch auf den vom Kläger bereits zitierten Beschluss des VGH Baden-

Württemberg vom 13.02.2018 mit Az. 5 S 1659/17 (dort S. 7 f.) verwiesen, in dem 

der VGH die Abschnittsbildung in der hier vorliegenden Planung ausdrücklich als 

zulässig erachtet. Dieser Beschluss wird der Klageerwiderung als 

Anlage B2 

beigefügt. 
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III. Abschichtung von Varianten 

a. Abschichtung der Nullvariante 

Die Abschichtung der Nullvariante im Planungsprozess war zulässig, da mit 

dieser Variante die Planziele nicht erreicht werden können. Dies hat die 

Planfeststellungsbehörde in Gliederungspunkt 5.1 ihres Beschlusses vom 

14.03.2023 dargestellt. 

Die vorhandene Fahrbahnbreite der K 5138 unterschreitet die Werte der RAL 

deutlich und bleibt damit weit hinter den Standards für Verkehrssicherheit zurück. 

Bei einer Sanierung innerhalb des vorhandenen Querschnitts mit allenfalls 

rudimentären Banketten wird insbesondere die Verkehrssicherheit daher nicht 

gewährleistet und dieses Planziel verfehlt. Dies gilt selbst bei Sanierung des 

Unterbaus, da hierdurch das Sicherheitsrisiko von fehlendem Ausweichraum im 

Begegnungsverkehr nicht beseitigt wird. 

Es sei insoweit noch einmal auf die obenstehenden Ausführungen zur 

Erforderlichkeit des Vorhabens (I.) verwiesen, in dem die Erwägungen zur 

maßvollen Verbreiterung des Querschnitts ausführlich dargestellt wurden. 

 

Zudem fehlt es gegenwärtig an Banketten, über die eine ordnungsgemäße 

Entwässerung erfolgen könnte. Das Gelände fällt in weiten Teilen unmittelbar 

neben der Fahrbahn ab oder steigt in steilen Böschungen an. Dies erhöht die 

Wahrscheinlichkeit von Schadstoffeinträgen im Nahbereich der Fahrbahn, 

solange die Planung nicht realisiert wird. 

 

Weiterhin bliebe die Problematik der regelmäßig überfahrenen Seitenränder 

bestehen, wenn der Fahrbahnquerschnitt beibehalten und auf die Anlage von 

Banketten verzichtet wird. Dass ein solches Überfahren der Seitenränder 

regelmäßig erfolgt, wird schon aus dem jetzigen Zustand der K 5138 deutlich 

ersichtlich. Die Fahrbahnränder sind durch massive Schäden und Abbrüche 

gekennzeichnet. 

Als Ursache kommt hier nur die geringe Fahrbahnbreite in Betracht, da erst durch 

diese ein Ausweichen auf die absoluten Randbereiche der befestigten Fahrbahn 

notwendig wird. 
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b. Abschichtung der Variante „Alte Straße“ 

Der Vorhabenträger hat die vermeintliche Variante „Alte Straße“ zulässigerweise 

frühzeitig abgeschichtet und nicht planerisch weiterverfolgt. Dies hat auch die 

Planfeststellungsbehörde unter Gliederungspunkt 5.3 ihres Beschlusses vom 

14.03.2023 ausführlich nachvollzogen. 

Da die „Alte Straße“ nicht über einen tragfähigen Unterbau, eine ausreichende 

Breite oder eine geeignete Befestigung verfügt, käme diese Variante einem 

Neubau gleich, der deutlich über das Planziel der Sanierung einer bestehenden 

Straße zur Erhöhung der Verkehrssicherheit hinausgeht. Es handelt sich daher 

schon im Rechtssinne nicht um eine Alternative. 

Hinzu kommen die offenkundigen umweltfachlichen Nachteile eines solchen 

Straßenneubaus im Waldgebiet. Diese bestehen vorrangig in der deutlich 

größeren Neuversiegelung sowie der Inanspruchnahme umfangreicher 

Waldflächen mit Zerstörung des über einen langen Zeitraum gewachsenen 

Waldrandes. 

 

Nach Auffassung des Klägers könne der Ausbau der „Alten Straße“ zur 

Kreisstraße nicht zu einer Waldinanspruchnahme in Höhe von rund 9.000 m² 

führen. Er begründet dies damit, dass die Trasse der „Alten Straße“ am Waldrand 

verlaufe und die bestehende Wegefläche nicht bewachsen sei. Hierzu legt er als 

Anlage K 4 ein Luftbild von Google Maps vor. Aus diesem wird jedoch nicht 

ausreichend ersichtlich, dass das Gelände unmittelbar anschließend an Waldrand 

und „Alte Straße“ mit einer Böschung ins Tennenbacher Tal abfällt und auf der 

anderen Seite des Weges stark ansteigt. Insoweit wäre ein Ausbau mit einem 

erheblichen Anfall von Masse und Verlust von Waldfläche verbunden. Zudem 

handelt es sich bei der „Alten Straße“ im Bestand um einen Weg mit sand-

wassergebundener Decke, der wasserdurchlässig und damit gerade keine 

versiegelte Straßenfläche ist. Der Ausbau zur Kreisstraße ist daher 

gleichbedeutend mit einer Neuversiegelung. 

Weiterhin entspricht die vorhandene Trasse der „Alten Straße“ lediglich einer 

Fahrzeugbreite und ein Begegnungsverkehr ist ausgeschlossen. Es ist daher 

entgegen der klägerischen Auffassung nicht mit einer Befestigung der 

vorhandenen Trasse getan, sondern es wäre eine massive Verbreiterung 

notwendig, um den Sicherheitsanforderungen an Kreisstraßen mit der 

Verkehrsfunktion der K 5138 gerecht zu werden. Hinzu kommen Flächen für die 
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Anlage von Böschungen. Dies geht zwangsläufig mit einer großflächigen 

Neuversiegelung und Inanspruchnahme von Waldflächen einher. 

Durch den Ausbau der „Alten Straße“ würde insbesondere der gewachsene, 

wertvolle Waldtrauf als wichtiger Lebensraum verloren gehen. Dies würde auch 

die Anfälligkeit des Waldes für Sturmschäden erheblich erhöhen und damit ein 

Sicherheitsrisiko für den Straßenverkehr bedeuten. 

 

Allein die Lage der „Alten Straße“ außerhalb des Landschaftsschutzgebietes 

Tennenbachertal führt entgegen der klägerischen Auffassung nicht automatisch 

zu einer insgesamt geringeren Eingriffsintensität. Der durch die 

Schutzgebietsverordnung und § 26 Abs. 2 BNatSchG vermittelte Schutz steht 

insoweit nicht isoliert, sondern ist mit anderen naturschutzfachlichen 

Schutztatbeständen abzuwägen und in Einklang zu bringen. Die deutlich höhere 

Neuversiegelung von Flächen oder die Zerstörung von Lebensräumen im Bereich 

des Waldtraufs entlang der „Alten Straße“ sind als erhebliche negative 

Umweltauswirkungen gemäß § 14 Abs. 1 BNatSchG in den Vergleich 

einzubeziehen und hier deutlich höher zu bewerten als die Eingriffe in das 

Landschaftsschutzgebiet durch das Vorhaben in seiner planfestgestellten Form. 

Wie unter Gliederungspunkt 7.1.1.2 des Beschlusses vom 14.03.2023 ausführlich 

dargestellt wurde, ist durch die Sanierung der K 5138 lediglich mit geringfügigen 

Beeinträchtigungen des Landschaftsschutzgebietes zu rechnen, die sich überdies 

im Wesentlichen auf die Bauzeit beschränken. 

Im Übrigen wäre das Landschaftsschutzgebiet auch bei Ausbau der „Alten 

Straße“ zumindest randlich betroffen, da das Schutzgebiet unmittelbar an den 

Waldweg angrenzt. 

 

Zur Ungeeignetheit der „Alten Straße“ als Alternative zur Planung wird auch auf 

die als  

Anlage B3 

beigefügte Stellungnahme des Ehrenamtlichen Naturschutzbeauftragten Jürgen 

Schmidt verwiesen. 

Weiterhin sind in 

Anlage B1 

Fotos des aktuellen Zustandes der „Alten Straße“ aus dem September 2023 

beigefügt. 
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Zur Verdeutlichung dieses Sachverhalts wird ein 

Ortstermin 

angeregt, um den Zustand der „Alten Straße“ in Augenschein zu nehmen. 

 

 

IV. Einhaltung des besonderen Artenschutzes gem. § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG 

Zur Einhaltung der Vorschriften des besonderen Artenschutzes gemäß § 44 

Abs. 1 BNatSchG wird zur Vermeidung von Wiederholungen auf die 

Ausführungen im Planfeststellungsbeschluss unter Gliederungspunkt 7.1.1.4 

verwiesen. Dort wird ausführlich dargestellt, dass das Eintreten von 

artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen durch die zahlreichen Vermeidungs- 

und Schutzmaßnahmen vermieden werden kann. Zu nennen sind hier 

beispielhaft Baufeldräumungen, Bauzeitenbeschränkungen, Reptilienzäune und 

Vergrämungsmaßnahmen. 

 

Die Vermeidungsmaßnahme VM 7 sieht die Anordnung von 

Geschwindigkeitsbegrenzungen nur für den Fall vor, dass tatsächlich höhere 

Geschwindigkeiten gefahren werden, als die nach dem Verkehrsgutachten zu 

erwartenden 70 km/h. Dies ergibt sich aus Gesichtspunkten der Erforderlichkeit 

und Verhältnismäßigkeit. 

§ 45 Abs. 1a Nr. 4a StVO als Rechtsgrundlage sieht die Anordnung von 

Verkehrsbeschränkungen aus Gründen des Artenschutzes vor, wenn die 

Belästigungen nicht anders vermeidbar sind und durch die Maßnahme verhütet 

werden können. Nach dem vorgelegten Verkehrsgutachten (Unterlage 16) ist 

davon auszugehen, dass schon eine mittlere Reisegeschwindigkeit von 70 km/h 

auch nach dem Ausbau kaum zu erreichen sein wird. Bei dieser Geschwindigkeit 

ist jedoch nicht von einer signifikanten Erhöhung des Kollisionsrisikos mit 

jagenden Fledermäusen oder querenden Wildkatzen auszugehen. Insofern ist 

nach jetzigem Wissensstand nicht von einer Beeinträchtigung für den Artenschutz 

auszugehen, die die verbindliche Anordnung einer Geschwindigkeitsbegrenzung 

erforderlich macht. Sollte sich diese Einschätzung in der Praxis als unzutreffend 

erweisen, haben die zuständigen Straßenverkehrsbehörden beim Landratsamt 

Emmendingen und der Großen Kreisstadt Emmendingen die Möglichkeit, 

entsprechende Geschwindigkeitsbegrenzungen anzuordnen. Ebenso kann die 
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Planfeststellungsbehörde aufgrund des Auflagenvorbehalts in Nebenbestimmung 

Nr. 13 des Beschlusses bei Bedarf entsprechende Anordnungen treffen. 

 

 

Simone Etter 

 
Informationen zum Schutz personenbezogener Daten finden Sie auf unserer Internetseite unter 

Datenschutzerklärung zur Verwaltungstätigkeit der Regierungspräsidien 

Auf Wunsch werden diese Informationen in Papierform versandt. 
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Fotodokumentation Sept. 2023 als Anlage zur Klageerwiderung 
 

 

I. Dokumentation Zustand K 5138 im 1. Bauabschnitt 
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II. Dokumentation Fahrbahnbreite 
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III. Dokumentation „Alte Straße“ 
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